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schließlich dieser vielschichtigen Vorhaben ist kein leichtes Un­
terfangen. 

Chancen andererseits, weil Probleme der Bodennutzung, die 
nicht zuletzt durch eine zu weitgehende Spezialisierung entstan­
den oder doch gefördert worden sind, über die einzelnen Diszi­
plinen der Wissenschaft hinweg, mit den Fachstellen der Verwal­
tung und in engem Kontakt mit Politik und Praxis angegangen 
und behandelt werden können. Auf das Gespräch über Grund­
sätzliches, über Zusammenhänge und Fachübergreifendes soll 
denn im Rahmen des schweizerischen Bodenforschungspro­
gramms auch besonderes Gewicht gelegt werden. 

Wir hoffen, daß wir daneben auch von den wertvollen Ergeb­
nissen der internationalen und insbesondere der deutschen Bo­
denforschung profitieren können. In zahlreichen Aspekten sind 
die Ergebnisse dieser Forschungen wohl auch auf schweizerische 
Verhältnisse übertragbar. Wir freuen uns auf eine gute Zusam­
menarbeit. 

Anmerkungen 

1 Ausführungsplan für das Nationale Forschungsprogramm 22: Nut­
zung des Bodens in der Schweiz. Bern, Februar 1985. 20 S. Zu beziehen 
beim Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftli­
chen Forschung, Postfach 2338, CH-3001 Bern, oder bei der Programm­
leitung (Adr. unter Ziff. 5, im Text). 
2 Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. 6. 1979, SR 700. 
3 Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. 10. 1983, SR 814.01. 
4 Sechster Bericht über die Lage der schweizerischen Landwirtschaft 
und die Agrarpolitik des Bundes, vom 1.10. 1984, 341 S. Zu beziehen bei 
der Eidg. Drucksachen- und Materialzentrale, CH-3000 Bern (Drucksa­
che Nr. 84.074). 

Rudolf Häberli 

Finanzpolitische Koordination 
zwischen Bund und Staaten in Mexiko 

Der Homogenitätsgrad der wirtschaftlichen Situation in den 
Teilräumen der Bundesrepublik Deutschland ist im Vergleich zu 
fast allen anderen Staaten relativ hoch, auch wenn vor allem un­
ter dem Stichwort „Süd-Nord-Gefälle" in den letzten Jahren zu­
nehmend das Problem interregionaler Entwicklungsdifferenzen 
konstatiert und analysiert wird. Eine wesentliche Ursache für die 
Homogenität ist sicher die polyzentrische, föderale Grundstruk­
tur einschließlich der Finanzverfassung, da das Finanzierungssy­
stem Unterschiede in der Finanzausstattung der Länder stark 
ausgleicht1• Beeindruckt von diesem Ausgleichsergebnis haben 
bereits Regierungen vieler Staaten das Bundesministerium der Fi­
nanzen um Erläuterungen des Finanzierungssystems der staatli­
chen Ebenen in der Bundesrepublik Deutschland gebeten, um es 
auf Übertragungsmöglichkeiten hin abklopfen zu können. An­
läßlich solcher Kontakte mit dem Finanzministerium Mexikos 
hatte der Verfasser Gelegenheit, ,,im Gegenzug" das mexikani­
sche Finanzierungssystem kennenzulernen, das insbesondere 
wegen der Reformansätze der letzten Jahre von Interesse ist. Zu­
dem kommt Mexiko im lateinamerikanischen Raum eine gewisse 
Vorbildfunktion zu, so daß das mexikanische System Modellcha­
rakter erlangen könnte. 

1. Die Finanzverfassung Mexikos 

Mexiko hat knapp 80 Millionen Einwohner und ist ein Bundes­
staat mit 31 Einzelstaaten und dem unmittelbar dem Bund zuge­
ordneten Bundesdistrikt Mexiko D.F. Die Verfassung aus dem 
Jahr 1917 weist einen im Vergleich zur Bundesrepublik deutlich 
geringeren Verflechtungsgrad zwischen Bund und Einzelstaaten 
auf. Vor allem können deren Regierungen nicht unmittelbar Ein­
fluß auf die Bundesgesetzgebung nehmen. Jeder Staat entsendet 
vielmehr - dem US-amerikanischen Modell folgend - zwei Se­
natoren in den Kongreß, der aus Abgeordnetenkammer und Se­
nat besteht. Die Eigenständigkeit der unmittelbar der jeweiligen 
Staatsregierung unterstehenden Gemeinden (Gesamtzahl: 2 378) 
ist geringer als bei uns; so kann eine Gemeinde nur Steuern und 
Abgaben erheben, wenn der Kongreß des jeweiligen Staates dies 
in jedem Einzelfall genehmigt. Die Aufgabenwahrnehmung ist 
stark zentralistisch ausgerichtet; der Bund hat einen Anteil von 
etwa 80 v. H . an den Gesamtausgaben der Gebietskörperschaf­
ten. Im Gegensatz dazu beträgt in der Bundesrepublik Deutsch­
land der Anteil des Bundes am öffentlichen Gesamthaushalt nur 
etwa 43 v.H.2. 

Die Verfassung legt allenfalls rudimentär Regeln für das Finan­
zierungssystem der Gebietskörperschaften fest . Selbst interpre­
tierende Entscheidungen des obersten Gerichtshofs haben nur in­
sofern eine Präzisierung gebracht, als einige Abgabearten, vor al­
lem einige spezielle Verbrauchsteuern, dem Bund vorbehalten 
sind. Den Einzelstaaten stehen keine ihnen reservierten Einnah­
mequellen zu. Die wichtigen Steuerarten sind nicht einzelnen 
Ebenen zugeordnet. Die Finanzverfassung kennt auch keine Re­
gelungen zur Aufteilung von Einnahmen aus bestimmten Steuer­
quellen zwischen Bund und Staaten. Sie schreibt weder ein Ver­
bund- noch ein Trennsystem oder eine Mischform fest. Somit ste­

hen bezogen auf die gleichen Steuerquellen verfassungsrechtlich 
ungeregelt nebeneinander Steuererhebungshoheiten von Bund 
und Staaten. 

Die Verfassung enthält auch keine Regelungen für einen hori­
zontalen oder vertikalen Finanzausgleich, d. h. Unterschiede in 
der originären Finanzkraft der Staaten müssen nicht tendenziell 
eingeebnet werden. 

2. Koordinierungsansätze bis 1980 

Zwangsläufig entwickelte sich eine Steuererhebungskonkurrenz 
zwischen Bund und Staaten, da sie aus den gleichen Steuerquellen 
schöpfen mußten. Die Folge war vielfach eine doppelte oder gar 
dreifache Besteuerung der gleichen Bemessungsgrundlagen, wobei 
die Steuersätze zwischen den Staaten zudem noch differier­
ten. Relativ gut entwickelte, finanzstarke Staaten konnten mit 
niedrigeren Steuersätzen auskommen als finanzschwache Staa­
ten. Dadurch ergab sich im Prozeß der fortschreitenden Indu­
strialisierung ein Attraktivitätsgefälle zugunsten der starken Staa­
ten, das die Entwicklungsunterschiede weiter verschärfte. 

Diese Situation wurde sehr bald zum einen unter Aspekten der 
Steuergerechtigkeit als unhaltbar empfunden, zum anderen we­
gen der hinderlichen Auswirkungen auf das Bemühen um eine 
ausgewogene räumliche Struktur des Landes. Die nahezu inexi­
stente Finanzverfassung zwang zur fiskalischen Koordination 
der Gebietskörperschaften. 
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Einige Jahrzehnte lang gab es Bemühungen, das Problem durch 
den Einbau eines Trennsystems in die Verfassung zu lösen. Die 
Intentionen scheiterten jedoch, weil die Ebenen sich über die Zu­
ordnung der Steuerquellen nicht einigen konnten. Daraufhin 
wurde nach und nach ein System von Beteiligungen (,,Participa­
ciones") der Staaten an verschiedenen Bundessteuern aufgebaut. 
Im Gegenzug mußten die Staaten eigene Steuern aufgeben und so 
einige Steuerquellen ganz dem Bund überlassen. Diese Harmoni­
sierungsansätze wurden durch zwei Schwierigkeiten wesentlich 
gestört. Zum einen gelang es nur, für jede Steuerart ein eigenes 
Beteiligungskonzept zu installieren. Die finanzwirtschaftlichen 
Gesamtergebnisse mußten dabei eher zufällig sein, als daß sie ei­
nem Gesamtfinanzierungskonzept entsprochen hätten. Zum an­
deren kann nicht wie in der Bundesrepublik die Steuererhebungs­
hoheit der Staaten durch Bundesgesetz eingeschränkt werden, 
d. h. entsprechende Beteiligungssysteme konnten und können 
nur durch Verträge zwischen dem Bund und jedem einzelnen 
Staat aufgebaut werden. Insbesondere die überdurchschnittlich 
entwickelten Staaten zogen es vielfach vor, keine Verträge abzu­
schließen, sich also nicht zu koordinieren. Zudem regelten die ab­
geschlossenen Verträge die Steuerverwaltung unterschiedlich: In 
einigen Staaten oblag sie danach dem Bund, in anderen dem jewei­
ligen Staat. Wenngleich zumindest bei der V erkaufsteuer ( einer 
Art Bruttoallphasenumsatzsteuer) schrittweise eine weitgehende 
Harmonisierung gelang, bewertete das Finanzministerium des 
Bundes die fiskalischen Beziehungen zwischen Bund und Staaten 
selbst als chaotisch. 

3. Die Reform von 1980: Einführung eines Gesamtverbundes 

Zu Beginn des Jahres 1980 wurde das Finanzierungssystem auf 
eine neue Grundlage gestellt, um die für die wirtschaftliche Ent­
wicklung dringend notwendigen Veränderungen zur Vereinfa­
chung und Vereinheitlichung des Steuersystems zu erreichen. 
Das raumordnungspolitische Ziel einer Verminderung der Ent­
wicklungsunterschiede zwischen den Staaten konnte dabei zu­
nächst nur nachrangig sein, um die Konsensbereitschaft der fi­
nanzstarken Staaten nicht zu überfordern. Es gelang jedoch, ei~ 
nen raumordnerischen Ausgleichsansatz in das System einzubau­
en, dessen quantitatives Gewicht zunächst bescheiden war, in den 
Folgejahren aber ausgebaut wurde. 

Erstens wurden etwa 40 Bundessteuern, meist spezielle Ver­
brauchsteuern und Steuern auf bestimmte Produktionen, gestri­
chen, bei denen es vielfältige Beteiligungen einzelner Staaten gab. 
Zweitens wurde die alte Umsatzsteuer durch die wesentlich er­
giebigere Mehrwertsteuer ersetzt. Drittens wurde durch Gesetz 
das nationale System der fiskalischen Koordination geschaffen. 
Sein Grundkonzept ist die Schaffung eines Gesamtverbundes 
zwischen Bund, Staaten und Gemeinden, der alle Bundessteuer­
einnahmen einbezieht und dessen Verbundsatz für die Staaten so 
günstig sein sollte, daß sie ihre Steuerhoheit für die Aufnahme in 
den Verbund aufzugeben bereit wären. Mit diesem Konzept der 
fiskalischen Koordination wurde eine rein quantitative Lösung 
des Problems der Steuererhebungskonkurrenz angestrebt, die 
Erfolg hatte. In kurzer Zeit schlossen sich alle Einzelstaaten ver­
traglich dem Gesamtverbund an und gaben ihre Erhebungsho­
heit im Gegenzug nahezu vollständig auf. 

Die wesentlichen Komponenten der Verbundmasse sind die 
Einkommensteuer, die Mehrwertsteuer, Steuern auf Produktion 
und Dienstleistungen, Importabgaben sowie Abgaben auf Förde­
rung und Export von Erdöl3. In die Verteilungsregeln für die 
Verbundmasse wurden Elemente des horizontalen Ausgleichs 
und des vertikalen Ausgleichs mit horizontalem Effekt ein­
gebaut. 

4. Festlegung und Aufteilung des Anteils der Staaten 

Der Verbundanteil der Staaten ist nicht unmittelbar in einer 
Zahl aus dem Gesetz bzw. den Verträgen ablesbar, da sich der Ge­
samtanteil aus drei unterschiedlichen Anteilen zusammensetzt, 
die 1984 insgesamt rd. 19,5 v. H. der Verbundmasse erreichten. 
Das System besteht aus den allgemeinen Beteiligungen an der 
Verbundmasse (,,Fondo General de Participaciones"), den Er­
gänzungsbeteiligungen (,,Fondo Financiero Complementario de 
Participaciones") sowie den Beteiligungen der Gemeinden 
(,,Fondo de Fomento Municipal")4 • Die Beteiligungen sind 
nicht zweckgebunden. Das Verbundsystem wurde zwischen 
1980 und 1984 in Details ständig modifiziert, ohne jedoch das 
Konzept zu ändern. Zum einen wurden die Anteilssätze der Staa­
ten mehrfach noch leicht angehoben, zum anderen die Auftei­
lungsschlüssel für die Anteilsmasse der Staaten auf die einzelnen 
Staaten verändert5• 

4.1 Die allgemeinen Beteiligungen 
Die allgemeinen Beteiligungen wurden 1980 mit einem Anteils­

satz an der Gesamtverbundmasse von 13 v. H. dotiert. Das ent­
sprach in etwa dem Betrag, den die Staaten nach dem vorherigen 
chaotischen Beteiligungssystem auch bekommen hätten. Der 
Anteilssatz wurde in der Folgezeit in dem Maße aufgestockt, in 
dem die Staaten in den Verträgen auf eigene Abgaben verzichte­
ten. Er liegt jetzt bei 17,5 v. H. 

Der Aufteilungsschlüssel für die einzelnen Staaten wurde all­
mählich umgestellt. Zunächst wurde im wesentlichen im Ver­
hältnis derjenigen Einnahmevolumina aufgeteilt, die die Staaten 
jeweils vor der Systemumstellung hatten. Dann ging man auf die 
jeweilige örtliche Wirtschaftskraft als Verteilungsmaßstab über, 
d. h. im wesentlichen auf das örtliche Steueraufkommen mit Aus­
nahme der Mehrwertsteuer. Das Aufkommen der Mehrwert­
steuer fällt nämlich überwiegend nicht dort an, wo Güter nachge­
fragt werden, wo also Kaufkraft als Element örtlicher Wirt­
schaftskraft entfaltet wird, sondern am Sitz des Produzenten. 
Um dieser Inzidenzproblematik Rechnung zu tragen, muß jeder 
Unternehmer in Mexiko mit der Steuererklänmg nachweisen, 
wieviel Prozent seiner Produktion er in welche Bundesstaaten 
liefert. Seine Mehrwertsteuerzahlung wird dann gemäß seinen 
Angaben zerlegt den Staaten zugeordnet und geht so in die 
Schlüsselberechnungen für die allgemeinen Beteiligungen ein. 
Die Aufteilung gemäß der örtlichen Wirtschaftskraft begünstigt 
in hohem Maße die besser entwickelten Staaten, insbesondere 
durch den Zurechnungsmodus der Mehrwertsteuer, deren Län­
deranteil im Gegensatz dazu in der Bundesrepublik Deutschland 
im wesentlichen nach der Einwohnerzahl aufgeteilt wird. Das 
ohnehin große Entwicklungsgefälle zwischen den Staaten wird 
durch die allgemeinen Beteiligungen also verfestigt. Um den 
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Systemübergang abzufedern, wurden in die Verteilungsschlüssel 
vorübergehende Bestandssicherungskomponenten eingebaut. 

4.2 Die Ergänzungsbeteiligungen 
Durch die Ergänzungsbeteiligungen als die zweite Säule des na­

tionalen Systems der fiskalischen Koordination soll das von den 
allgemeinen Beteiligungen zunächst produzierte regionale U n­
gleichgewicht der Finanzausstattungen tendenziell korrigiert 
werden. Bis 1983 experimentierte man hinsichtlich des Auftei­
lungsschlüssels mit einer Kombination verschiedener Faktoren, 
erzielte damit aber nur einen sehr geringen Ausgleichseffekt. 

1984 wurde deshalb auf einen simplen und einleuchtenden 
Schlüssel umgestellt: Die Ergänzungsbeteiligungen werden jetzt 
bezogen auf die Einwohnerzahlen im umgekehrten Verhältnis 
zum Verteilungsergebnis der allgemeinen Beteiligungen verteilt, 
d. h. die armen Staaten bekommen hier einen relativ hohen An­
teil, aber auch die reichen Staaten erhalten noch - wenn auch ge­
ringe - Ergänzungsbeteiligungen. 

Der Ausgleichseffekt ist allerdings bescheiden, weil der An­
teilssatz der Ergänzungsbeteiligungen an der Verbundmasse er­
heblich niedriger ist als derjenige der allgemeinen Beteiligungen. 
1980 betrug er nur 0,37 v. H., erreicht inzwischen jedoch 1,5 v. H. 
der Verbundmasse. Die Steigerung erzielte der Bund, indem er 
zunächst den Anteilssatz auf 0,5 v. H. erhöhte und zudem den 
Staaten eine Steigerung um weitere 0,5 v. H. anbot, wenn diese 
ihrerseits einen Betrag in gleicher Höhe aus den allgemeinen Be­
teiligungen in die Ergänzungsbeteiligungen überführen würden. 
Die Staaten verschlossen sich diesem Solidaritätsappell nicht. 
Seitdem gibt es eine Art horizontalen Ausgleich, was in Mexiko 
als großer Erfolg für den Föderalismus eingestuft wird. 

4.3 Die Beteiligungen der Gemeinden 
Die Staaten sind gemäß den mit dem Bund abgeschlossenen Be­

teiligungsverträgen verpflichtet, mindestens 20 v. H. ihres An­
teils aus beiden Beteiligungsarten an ihre Gemeinden weiterzuge­

ben. Die Aufteilung dieses Kommunalanteils auf seine Gemein­
den bestimmt jeder Staat selbst. Daneben erhalten die Gemein­
den noch Beteiligungen, die etwa 0,5 v. H. der Verbundmasse aus­
machen, aber nicht aus der Verbundmasse selbst, sondern vor 
allem aus Einnahmen, die aus einer Abgabe auf den Export von 
Erdöl gezahlt werden. Eine Integration dieses noch existierenden 
Sonderverbunds in den Gesamtverbund wird angestrebt. 

Die Gemeinden erhalten ihre Beteiligungen nicht unmittelbar. 
Vielmehr werden sie nach dem gleichen Schlüssel wie die Ergän­
zungsbeteiligungen zunächst auf die Staaten aufgeteilt, d. h. die 

armen Staaten sind wiederum bevorzugt. Der Einzelstaat ent­

scheidet dann über die Verteilung dieser Gemeindebeteiligungen. 

5. Das Verteilungsergebnis 

Im ersten Jahr des reformierten Beteiligungssystems, 1980, er­
reichten die Beteiligungen der Staaten insgesamt einen Anteil an 
ihren Gesamteinnahmen von etwa 30 v. H. Vergleichszahlen für 

die Jahre davor liegen nicht vor, der Staatenanteil dürfte jedoch 
nach mexikanischer Einschätzung deutlich unter 30 v. H. gelegen 
haben. Nach vorläufigen Ergebnissen hat dieser Anteil 1984 be­
reits knapp über 40 v. H. gelegen. Das Gewicht des Verbundes für 

die Staaten hat also deutlich zugenommen, zum einen infolge der 
im Vergleich zu der Verbundmasse geringeren Dynamik der auf­
gegebenen Steuern der Einzelstaaten, zum anderen durch seit­
dem weiterhin aufgegebene Abgaben der Staaten mit entspre­
chender Erhöhung des Verbundanteils. 

Die Ergebnisse des Beteiligungssystems für einzelne Staaten sei­
en beispielhaft für vier Staaten vor dem Hintergrund ihrer gesam­
ten Finanzausstattung skizziert. Diese Staaten zeigen zum einen 
nahezu die gesamte Spannweite auf, zum anderen wurden sie aus­
gewählt, da sie die Stationen der klassischen Rundreise durch Me­
xiko sind: Die Bundeshauptstadt Mexiko D.F. (mit Nationalmu­

seum und Teotihuacan), das im Hochland gelegene Oaxaca (mit 
Monte Alban und Mitla), der Ölförderstaat Tabasco (mit Palen- · 
que) sowie der karibische Staat Yucatan (mit Chichen ltza und 
Uxmal). Der etwaige Besucher erhält so eine Vorstellung der 
Größenordnung des Finanzkraftgefälles, dessen Auswirkungen 
z.T. - wie beim Infrastrukturausbau - augenfällig sind, z.T. -
wie hinsichtlich unterschiedlicher Bezahlung der Bediensteten in 
den Staaten - dem Reisenden in der Regel verborgen bleiben. 

MexikoD.F. 

Oaxaca 

Tabasco 

Yucatan 

Komponenten der Finanzausstattung 19841 
(in Peso pro Einwohner)2 

Beteiligungen 
Sonstige 

Einahmen 

15 910 37 054 

5 145 7 806 

43 930 30 634 

8 941 5 957 

1 Vorläufige Ergebnisse. 
2 Ende 1984 stand der Wechselkurs bei 1 DM - 66 Pesos. 

Insgesamt 

52 964 

12 951 

74 564 

14 898 

Das reiche Tabasco nimmt je Einwohner etwa sechsmal soviel 
ein wie das arme Oaxaca, eine in unserem Föderalismussystem 
unvorstellbare Diskrepanz6• Zur richtigen Einschätzung ist al­

lerdings daran zu erinnern, daß der Anteil der Staaten am öffentli­
chen Gesamthaushalt erheblich geringer ist als in der Bundesre­
publik. Die Unterschiede haben für die Einwohner also nicht sol­
ches Gewicht, wie dies bei uns bezogen auf die Länder der Fall 
wäre. Zudem darf ein Vergleich mit der Bundesrepublik nicht 
den Blick dafür verstellen, daß das Beteiligungssystem mit der Re­
form erstmals Ausgleichsmechanismen installiert hat, die für die 
armen Staaten quantitativ durchaus von Bedeutung sind. So er­
hält Tabasco fast keine Ergänzungsbeteiligungen, während der 
Gegenpol Oaxaca daraus etwa 45 v. H. seiner gesamten Beteili­

gungen bezieht. Gäbe es das System der Ergänzungsbeteiligun­
gen nicht, wäre der Abstand bei den Einnahmen je Einwohner 
zwischen diesen beiden Staaten noch um etwa 25 v. H. größer 
gewesen. 

6. Ergänzende Elemente des Koordinierungssystems 

Die Staaten haben durch ihre Integration in das Beteiligungssy­
stem eine bessere Finanzausstattung erreicht, mußten jedoch ihre 
Erhebungshoheit dafür weitgehend aufgeben, ein insbesondere 

für die reichen Staaten großes Opfer. Um das Gewicht dieses Op­
fers zu mindern und eine Balance zu erzielen, wurde das Beteili­
gungssystem um zwei zusätzliche Elemente erweitert. Der Bund 
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übertrug die Steuerverwaltungshoheit in hohem Maße den Staa­
ten. Nach mexikanischer Auffassung ist ein sorgsam austariertes 
Gleichgewicht zwischen jetzt zentralisierter Gesetzgebungsho­
heit und administrativer Dezentralisierung ein weiterer wesentli­

cher Schritt in der Entwicklung des Föderalismus. 
Ferner installierte das Finanzreformgesetz Gremien zur Infor­

mation, Kommunikation und Koordination zwischen Bund und 
Staaten, um die Staaten auch auf diesem Wege einzubinden. Die 
Finanzminister bilden eine sog. nationale Versammlung, die 
mindestens einmal jährlich tagt. Die Versammlung berät über die 
Ergebnisse der fiskalischen Koordination und ihre mögliche wei­
tere Ausgestaltung. Sie hat zwar nur das Recht, den Regierungen 
von Bund und Staaten Vorschläge für die Aktualisierung und 

Verbesserung des Systems zu unterbreiten, faktisch fallen jedoch 

in der Versammlung der Finanzminister die Entscheidungen. 
Darunter ist als Arbeitsgremium eine permanente Kommission 
eingerichtet, der der Bund sowie acht Staaten angehören, die alle 
zwei Jahre rotieren. Diese Kommission tagt alle zwei Monate 
und hat ihrerseits wiederum vier Arbeitsgruppen eingerichtet. 
Schließlich wurde durch das Finanzreformgesetz noch das Insti­
tut für die technische Entwicklung der öffentlichen Finanzwirt­
schaft begründet, das in Grundsatzuntersuchungen Möglichkei­
ten der Weiterentwicklung des Koordinationssystems aufzeigen 
und Bund, Staaten und auch Gemeinden technische Hilfestellung 
bei finanzwirtschaftlichen Problemen geben soll. 

7. Eine Zwischenbilanz 

Der Ausbau des Koordinierungssystems gilt nicht als abge­
schlossen.Jedes Jahr wurden Modifikationen vorgenommen und 
weitere sind geplant. Der Versuch einer endgültigen Bewertung 
wäre deshalb nicht angebracht, den folgenden Anmerkungen 
kann nur der Charakter einer knappen Zwischenbilanz zu­

kommen. 
Kernstück des nationalen Systems der fiskalischen Koordina­

tion in Mexiko ist das Beteiligungssystem an der Verbundmasse 
der Bundeseinnahmen, mit dessen Einführung der Bund mehrere 
Ziele verfolgte und weitgehend auch erreichte. Erstens wurde das 
Steuersystem harmonisiert und erheblich vereinfacht, um Inve­
stitionshemmnisse - insbesondere auch für ausländische Inve­
storen - abzubauen. 

Zweitens wurde der Standard in der Steueradministration 
durch die Verkopplung der Ebenen angeglichen und angehoben. 
So wurde ein bundesweites Datenverarbeitungssystem der Fi­
nanzverwaltungen installiert, das über Satellit die Rechenzentren 
der Staaten mit dem Bundeszentrum verbindet. Es ermöglicht 

bundesweit den automatischen Vergleich von Steuererklärungen 
z. B. daraufhin, ob die angesetzten Sonderausgaben eines Patien­
ten für Zahnbehandlung vom Zahnarzt auch als Einnahmen an­
gegeben worden sind. Das Datenverarbeitungssystem erlaubt ei­
ne verbesserte Kontrolle der Steuererklärungen und hat dadurch 
bereits eine spürbare Anhebung der Steuerquote bewirkt. 

Drittens hat der Bund raumordnerischen Zielsetzungen fol­
gend das Finanzkraftgefälle zwischen armen und reichen Staaten 
etwas verringern können. Es ist aus unserer Perspektive jedoch 
immer noch sehr groß. Das Finanzministerium Mexikos sieht 
denn auch hier am ehesten noch Bedarf für entsprechende 

Systemmodifikationen, ohne aber auch nur annähernd einen 
Ausgleichsgrad, wie er in der Bundesrepublik Deutschland gege­
ben ist, anzustreben. Zum einen wären die reichen Staaten zu so 
drastischen Verschiebungen mit Sicherheit nicht zu bewegen, 

zum anderen hofft man - dem Konzept der Wachstumspole fol­
gend-, daß bei Erhaltung eines erheblichen Gefälles sich die rei­
chen Staaten besser entwickeln können und dann die ärmeren 
mitziehen. 

Neben dem Beteiligungssystem hat das Informations-, Kom­
munikations- und Koordinationsinstrumentarium im Laufe der 
letzten Jahre einen eigenständigen Stellenwert gewonnen. Die 
drei Institutionen - Versammlung der Finanzminister, perma­
nente Kommission und Institut - waren ursprünglich im Rah­

men des Gesamtgebäudes der Koordination rein instrumental 

konzipiert. Sie erlangten jedoch inzwischen eine eigenständige 
Bedeutung, da sie zu einem permanenten Forum für einen Dialog 
zwischen Bund und Staaten geworden sind, wie es ihn in keinem 
anderen Politikbereich in ähnlicher Form gibt. Der fiskalischen 
Koordination ist so eine Vorreiterrolle in dem allgemeinen Be­
mühen um eine bessere Abstimmung zwischen Bund und Staaten 
zugefallen. 
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Gerhard Zabel 

Georg Klemt zum 75. Geburtstag 

Am 18. Januar ist Dr. Georg Klemt, Ministerialrat a. D., 75 Jah­
re alt geworden. Dr. Klemt, der die Raumordnungspolitik des 
Bundes seit ihren Anfängen begleitet hat, war bis zu seiner Pen­
sionierung 1976 Referatsleiter im Bundesministerium für Raum­
ordnung, Bauwesen und Städtebau. 

Georg Klemt wurde 1911 in Jordan (Neumark} geboren. Nach 
dem Studium der Volkswirtschaft und Sozialwissenschaften in 
Freiburg/Brsg. und Königsberg, wo er 1935 promoviert wurde, 


